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Einleitung 

§ 1. Die Parteiautonomie als Thema 

Die Parteiautonomie ist heute im IPR allgemein anerkannt, dies jedenfalls 
soweit es sich um das Gebiet des internationalen Schuldvertragsrechts handelt. 
Ihre Geschichte ist als "... ein Labyrinth von richtigen Ansätzen, MißVerständ-
nissen und logischen Fehlschlüssen" bezeichnet worden1. Das wissenschaftli-
che Interesse dieses Jahrhunderts konzentrierte sich aber eher auf die 
rechtstechnische Ausgestaltung und Fortentwicklung der Parteiautonomie als 
Anknüpfungsbegriff.  Deshalb, und weil sich hinter der Parteiautonomie zentra-
le Fragen und Probleme des internationalen Privatrechts verbergen, war und ist 
sie Gegenstand zahlreicher Untersuchungen2. Dabei galt das Hauptaugenmerk 
der Publikationen dieses Jahrhunderts zunächst der Frage, ob dem Parteiwillen 
überhaupt eine Bedeutung als Anknüpfungspunkt einer Kollisionsnorm zu-
kommen kann. In Deutschland fand diese Auffassung  über die Bedeutung des 
Parteiwillens seit den Arbeiten von Mayer und Haudek rasch eine wachsende 
Anhängerschaft.  Es galt aber nunmehr, dem "möglich" gewordenen Rechtsin-
stitut für die Anknüpfung schärfere  Konturen zu geben, was über einen länge-
ren Zeitraum hin auch dominierendes Thema der wissenschaftlichen 
Untersuchungen war und zur Behandlung einer Reihe von Einzelproblemen ge-
fuhrt  hat. 

Aber auch in jüngster Zeit ist es um die Parteiautonomie nicht ruhiger ge-
worden, nachdem schon 1967 Lalive der Parteiautonmie bescheinigte, sie sei 
"... un principe quasi universel de droit international privé (et qui pourrait 
constituer l'un des éléments du 'droit international privé international· de l'ave-
nir)..."3. Dabei stehen heute die Fragen über das Verhältnis von Parteiautono-

1 Keller/Siehr,  Allgemeine Lehren des IPR, S.366. 
2 Einen - freilich nur ausschnitthaften - Eindruck von der Fülle der Literatur vermittelt die im 

Anhang abgedruckte Auswahlbibliographie. 
3 Lalive,  Rec.Cours 1967, S.621. 

2:|: 
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mie und deren Schranken in in- und ausländischen Wirtschaftsordnungen sowie 
die Rolle der Parteiautonomie im Rahmen von methodologischen Neuorientie-
rungen des Kollisionsrechts4 im Vordergrund. Angesichts der dabei auftau-
chenden Fragen, besitzt das von Wicki5 im Vorwort seiner weit gespannten 
dogmengeschichtlichen Untersuchung vorausgeschickte Diktum Gültigkeit: 
"Von der Faszination abgesehen, die zu allen Zeiten von diesem Thema [seil.: 
der Parteiautonomie] ausging - schlug sich doch im Lauf der Jahrhunderte in 
zahllosen Büchern, Abhandlungen und Streitschriften  ein fast unübersehbare 
Fülle an Lehrmeinungen nieder - und die auch heute noch fortwirkt,  mag es 
deshalb nicht nutzlos sein, die Entwicklung der Parteiautonomie nachzuzeich-
nen und es auch so dem Praktiker zu ermöglichen, sich auf ihren geschichtli-
chen Werdegang zu besinnen." 

§ 2. Ziel der Arbeit und Gang der Untersuchung 

Die Parteiautonomie wurde stets im Schnittpunkt von materiellem Recht, in-
ternationalem Privatrecht und Rechtsphilosophie angesiedelt6. Ziel der vorlie-
genden Arbeit soll es sein, den "Schwellenbereich" zwischen den beiden Arten 
der Parteiverweisung, die heute als materiellrechtliche und kollisionsrechtliche 
Rechtswahl bekannt sind, zu erhellen, müssen doch beide als Ausdruck einer 
Autonomie der Parteien verstanden werden. Um dieses Autonomieverständnis 
zu untermauern, wird im ersten Teil ein Versuch über den Begriff,  die philoso-
phische und sozio-ökonomische Grundlegung sowie die Ausgestaltung der 
Autonomie im deutschen Privatrecht des vergangenen Jahrhunderts unternom-
men. 

Damit ist auch zugleich der grobe Rahmen für die Untersuchung des zweiten 
Teils festgelegt, denn schlagwortartig wird damals die materiellrechtliche Ver-
weisung mit der Privatautomie gleichgesetzt. Wieweit diese Gleichsetzung für 
die Entwicklung im 19. Jahrhundert ihre Berechtigung hat, soll die historisch 
angelegte Untersuchung der Parteiautonomie näher beleuchten. Dabei ist neben 
der grundsätzlichen Bedeutung der geschichtlichen Aspekte für die relativ 

4 Vgl. Flessner,  lnteressenjurisprudenz, 97 ff. 

^ Wicki,  Zur Dogmengeschichte der Parteiautonomie im Internationalen Privatrecht, Winterthur 
1965. 

6 Vgl. etwa Neumann, Vertragsgültigkeit, S.148 Fn. 2. 
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"junge" Lehre vom internationalen Privatrecht7 insbesondere Aufschluß über 
Inhalt und die dogmatische Ausgestaltung der bloß materiellen Verweisung zu 
erwarten, die dennoch über das hinausgeht, was hinter der allgemeinen Privat-
autonomie steht. 

Im dritten Teil wird dann die Entwicklung einer in ihren Voraussetzungen 
immer freier  werdenden Parteiautonomie und der damit verbundene Funkti-
onswandel zur kollisionsrechtlichen Verweisung untersucht. Dabei wird auch 
erörtert, welche Rolle der materiellrechtlichen Verweisung im heutigen IPR der 
Schuldverträge nach einer Verlagerung der Schrankenproblematik noch zu-
kommt. Aus heutiger Sicht gilt es zu fragen, ob die materiellrechtliche Verwei-
sung tatsächlich kein Problem des internationalen Schuldrechts ist, oder ob sie 
nicht schon wegen der zur Abgrenzung erforderlichen  Kenntnisse und Techni-
ken des Kollisionsrechts und im Hinblick auf die letztlich dominierende Frage 
nach den Schranken (die sich bei beiden Arten der Rechtswahl stellt) nicht eher 
als einen Unterfall  eines auch das IPR kennzeichnenden und unverzichtbaren, 
umfassenden Grundsatzes der "Parteiautonomie" betrachtet werden muß. Die-
ses Verständnis mag zwar von den konkreten Auswirkungen her gesehen eher 
unbedeutend erscheinen, ist aber für den richtigen Umgang mit dem Parteiwil-
len wichtig und trägt dazu bei, der im IPR latenten Gefahr eines "selbst-
referentiellen"  Systems zu begegnen8. 

§ 3. Bemerkungen zur Methode 

"Zum Verständnis unserer Disziplin muss die Vergangenheit gründlich studirt 
werden und nur dann können wir die heutige Doctrin richtig würdigen und weiter-
bilden. Unzweifelhaft  ist dieser Weg mühevoll und schwerfällig, allein derjenige irrt 
sich, der da glaubt, dass die Geschichte des internationalen Privatrechts eine un-
nöthige und unpraktische zuthat sei, die etwa blos zur Garnitur der Materie diene."9 

An diesem von Meili aus dem Jahre 1891 stammenden Bekenntnis sollte es 
auch für den "modernen" Kollisionsrechtler keinen Zweifel geben. Der Ansatz 

7 Vgl. Lalive,  Rec.Cours 1977, S.53 ff. 
8 Vgl. zu dieser Gefahr  Flessner,  lnteressenjurisprudenz, S.143 ff.(145);  über die selbstreferen-

tiellen oder auto-poietischen Systeme grundlegend: Luhmann, Soziale Systeme, S.57 ff.,  296 ff.; 
vgl. auch Pawlowski,  Einführung in die juristische Methodenlehre, S.182 ff. 

9 Meili,  Doctrin, S.135 [Bei allen historischen Zitaten wurde die ursprüngliche Schreibweise 
beibehalten, der Verf.] 


